
www.humane-wirtschaft.de44    05/2018

Unterzeichner sind unter anderen:	  
Niko Paech von der Uni Siegen, der 
Soziologe Stephan Lessenich von der 
LMU München, Nachhaltigkeitsfor-
scher Wolfgang Sachs vom Wuppertal 
Institut; aus Belgien Olivier de Schut-
ter, der ehemalige UN-Sonderbericht-
erstatter für das Recht auf Nahrung; 
aus Großbritannien die Ökonomin Kate 
Raworth und der Nachhaltigkeitsfor-
scher Tim Jackson; aus den USA die So-
ziologin Saskia Sassen. Aus Deutsch-
land noch u. a.: Hans Diefenbacher, 
Maja Göpel und Angelika Zahrnt, Her-
mann E. Ott, Tillmann Santarius.	

Der Brief richtet sich an die europäische 
Politik. Er wurde vom Guardian, bei Zeit 
Online und Der Freitag sowie vielen an-
deren europäischen Zeitungen wie Libe-
ration, Wiener Zeitung, El Diario, Politi-
ken, Gazeta Wyborcza veröffentlicht.

Der Brief im Wortlaut:

Europa, es ist Zeit, die Abhängig-
keit vom Wirtschaftswachstum zu 
beenden

In dieser Woche treffen sich Wissen-
schaftler*innen, Politiker*innen und 
politische Entscheidungsträger*innen 
in Brüssel zu einer wegweisenden Kon-
ferenz. Ziel dieser Veranstaltung, die 
von Mitgliedern des Europäischen Par-
laments aus fünf verschiedenen Frakti-
onen sowie Gewerkschaften und Nicht-
regierungsorganisationen organisiert 
wird, ist es, die Möglichkeiten für eine 
Postwachstumsökonomie in Europa 
auszuloten. 

In den vergangenen sieben Jahrzehn-
ten war das Wachstum des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) das übergeordne-
te wirtschaftliche Ziel der europäischen 
Staaten. Während aber unsere Volks-
wirtschaften gewachsen sind, haben 
auch die negativen Auswirkungen unse-
res Wirtschaftens auf die Umwelt wei-
ter zugenommen. Wir überschreiten be-
reits die ökologischen Grenzen, die der 
Menschheit einen sicheren Handlungs-

an verschiedenen Orten: Décroissan-
ce, Postwachstum, Steady State-, Do-
nut-Ökonomie, oder auch Wohlstand 
ohne Wachstum, um nur einige zu nen-
nen. Seit 2008 haben regelmäßige De-
growth-Konferenzen Tausende von Teil-
nehmenden zusammengebracht. Eine 
neue globale Initiative, die Wellbeing 
Economies Alliance (oder WE-All), stellt 
Verbindungen zwischen diesen Bewe-
gungen her, während ein europäisches 
Forschungsnetzwerk neue ökologische 
makroökonomische Modelle entwickelt 
hat. Diese Arbeiten zeigen, dass es mög-
lich ist, die Lebensqualität zu verbes-
sern, die lebendige Mitwelt wiederher-
zustellen, Ungleichheit zu reduzieren 
und sinnvolle Arbeitsplätze zu schaffen 
– und all das ohne Wirtschaftswachs-
tum, vorausgesetzt, wir ergreifen Maß-
nahmen, um unsere derzeitige Wachs-
tumsabhängigkeit zu überwinden.

Zu den vorgeschlagenen Änderungen 
gehören unter anderem die Begrenzung 
des Ressourcenverbrauchs, eine pro-
gressive Besteuerung, um die zuneh-
menden Ungleichheiten zu beseitigen, 
sowie eine schrittweise Verringerung 
der Arbeitszeit. Die Ressourcennutzung 
etwa könnte durch die Einführung einer 
CO2-Steuer eingedämmt werden. Die 
Einnahmen hieraus könnten als Divi-
dende für alle ausgeschüttet oder zur Fi-
nanzierung von Sozialprogrammen ver-
wendet werden. Die Einführung eines 
Grund- und eines Maximaleinkommens 
würde die Ungleichheit weiter verringern. 
Gleichzeitig könnte dies dazu beitragen, 
die Sorgearbeit neu zu verteilen und die 
Machtungleichgewichte zu verringern, 
die die Demokratie untergraben. Neue 
Technologien könnten genutzt werden, 
um die Arbeitszeit zu verkürzen und die 
Lebensqualität zu verbessern, anstatt 
dafür Massen von Arbeitenden zu ent-
lassen und die Profite der wenigen Privi-
legierten zu steigern.

Ein Ministerium für Transforma-
tion in jedem Mitgliedstaat

Angesichts der sich abzeichnenden Ri-
siken wäre es unverantwortlich, wenn 

raum auf diesem Planeten geben. Und 
es gibt keine Anzeichen dafür, dass sich 
die Wirtschaftstätigkeit auch nur annä-
hernd so weit von Ressourcenverbrauch 
oder Umweltverschmutzung entkoppelt, 
wie es tatsächlich notwendig wäre. Um 
die sozialen Probleme in den europäi-
schen Ländern zu lösen, brauchen wir 
heute kein weiteres Wachstum. Was wir 
brauchen, ist eine gerechtere Verteilung 
der Einkommen und des Reichtums, den 
wir bereits haben. 

Zudem wird es immer schwieriger, über-
haupt Wachstum zu erzeugen – weil die 
Produktivitätszuwächse abnehmen, die 
Märkte gesättigt sind und die Umwelt ge-
schädigt ist. Wenn sich diese Trends fort-
setzen, könnte es absehbar innerhalb 
des kommenden Jahrzehnts in Europa 
überhaupt kein Wachstum mehr geben. 
In dem Versuch, das Wachstum doch 
noch anzukurbeln, werden momentan 
mehr Schulden gemacht, Umweltregu-
lierungen beseitigt, Arbeitszeiten ver-
längert und soziale Absicherungen ge-
kürzt. Dieses aggressive Streben nach 
Wachstum um jeden Preis spaltet die Ge-
sellschaft, schafft wirtschaftliche Insta-
bilität und untergräbt die Demokratie. 

Die aktuellen politischen Entschei-
der*innen sind nicht bereit, sich mit die-
sen Themen zu befassen – zumindest 
bis jetzt nicht. Das Projekt der Europäi-
schen Kommission, Beyond GDP,wurde 
zu GDP and Beyond. Das offizielle Mant-
ra bleibt Wachstum – jetzt lediglich neu 
gekleidet als "nachhaltig", "grün" oder 
"inklusiv" – aber dennoch in erster Linie 
Wachstum. Und obwohl es einen grund-
legenden Widerspruch zwischen Wachs-
tum und Nachhaltigkeit gibt, formulieren 
selbst die neuen UN-Nachhaltigkeitszie-
le das Streben nach Wirtschaftswachs-
tum als politisches Ziel für alle Länder.

Die gute Nachricht: Es gibt eine 
Postwachstumsbewegung.

Die gute Nachricht ist, dass sich in Zi-
vilgesellschaft und Wissenschaft eine 
Postwachstumsbewegung herausbil-
det. Sie hat unterschiedliche Namen 

Ausweg aus dem Teufelskreis Wirtschaftswachstum

Anlässlich der Post-Growth-2018-Konferenz in Brüssel im September  
haben über 200 Wissenschaftler einen offenen Brief verfasst.
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Politiker*innen und politische Ent-
scheidungsträger*innen sich nicht mit 
den Möglichkeiten für einer Zukunft 
nach dem Wachstum auseinanderset-
zen. Die Konferenz in Brüssel ist ein 
vielversprechender Anfang, aber es 
braucht noch viel stärkere Anstrengun-
gen. Als eine Gruppe engagierter So-
zial- und Naturwissenschaftler*innen 
aus allen 28 EU-Staaten fordern wir die 
Europäische Union, ihre Institutionen 
und die Mitgliedstaaten deshalb auf:

1. Eine Sonderkommission im EU-Par-
lament einzurichten, die sich mit 
den Zukunftsperspektiven für eine 
Zeit nach dem Wachstum befasst 
(Post-Growth-Futures). Diese Kom-
mission sollte aktiv über die Zu-
kunft des Wachstums diskutieren, 
politische Alternativen für Zukunfts-
perspektiven nach dem Wachstum 

entwickeln und das Streben nach

 

Wachstum als übergeordnetes poli-
tisches Ziel überdenken.	

2. Alternative Indikatoren in den ma-
kroökonomischen Rahmen der EU
und ihrer Mitgliedstaaten einzu-
beziehen. Die Wirtschaftspolitik
sollte hinsichtlich ihrer Auswirkun-
gen auf das menschliche Wohler-
gehen, den Ressourcenverbrauch,
gesellschaftliche Ungleichheit 
und die Bereitstellung menschen-
würdiger Arbeit bewertet werden. 
Diese Indikatoren sollten bei Ent-
scheidungsfindungen eine höhere 
Priorität als das BIP erhalten.	

3. Den Stabilitäts- und Wachstums-
pakt in einen Stabilitäts- und Wohl-
standspakt umzuwandeln. Der Sta-

bilitäts- und Wachstumspakt ist 
ein Regelwerk zur Begrenzung von 
Staatsdefiziten und Staatsschulden. 
Er sollte überarbeitet werden, um 
sicherzustellen, dass die Mitglied-
staaten die Grundbedürfnisse ihrer 
Bürger*innen erfüllen und gleich-
zeitig den Ressourcenverbrauch und 
die Abfallemissionen auf ein nach-
haltiges Niveau reduzieren.	

4. Ein Ministerium für wirtschaftli-
che Transformation in jedem Mit-
gliedstaat einzurichten. Eine neue
Wirtschaft, die sich direkt auf das
menschliche und ökologische Wohl-
ergehen konzentriert, könnte eine
viel bessere Zukunft bieten als eine,
die strukturell vom Wirtschafts-
wachstum abhängt.
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